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Vorwort

Die vorliegende Arbeit ist im Rahmen eines durch die Deutsche For-
schungsgemeinschaft geförderten Forschungsprojekts meines Doktorvaters
Herrn Prof. Dr. Wolfram Cremer zum Thema „Qualitätssicherung im Öf-
fentlichen Schulwesen als Rechtsproblem“ entstanden. Sie wurde im Win-
tersemester 2017/2018 von der rechtswissenschaftlichen Fakultät der Ruhr-
Universität Bochum als Dissertation angenommen und berücksichtigt
Rechtsnormen, Literatur und Rechtsprechung bis einschließlich Oktober
2018.

Ein Promotionsprozess ist durch Höhen und Tiefen gekennzeichnet.
Auf Momente der Euphorie folgen Momente der Selbstzweifel. „So eine
Arbeit wird eigentlich nie fertig, man muß sie für fertig erklären, wenn
man nach Zeit und Umständen des Mögliche getan hat“, schrieb Goethe
(Italienische Reise, in Cacerta, 16. März 1787). Ich bin froh, diese Arbeit
schließlich „für fertig erklärt" zu haben. Auf dem Weg dorthin habe ich
nicht nur fachlich, sondern vor allem in persönlicher Hinsicht viel lernen
können.

Zuvörderst gilt mein Dank meinem Doktorvater Herrn Prof. Dr. Wolf-
ram Cremer, der mir stets den notwendigen Freiraum und genügend Zeit
für die Entwicklung eigener Ideen und Gedanken gegeben hat. Die span-
nende und lustige Zeit an seinem Lehrstuhl für Öffentliches Recht und
Europarecht werde ich immer in guter Erinnerung behalten. Herrn Prof.
Dr. Ennuschat danke ich für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens.

Daneben möchte ich ihnen sowie Prof. Dr. Ralf Poscher, Prof. Dr. Johan-
nes Rux und Prof. Dr. Hinnerk Wißmann für die Aufnahme der Arbeit in
die Schriftenreihe „Studien zum Schul- und Bildungsrecht“ danken.

Bei der Anfertigung der Dissertation konnte ich stets auf die Unterstüt-
zung meiner Lehrstuhlkollegen und Freunde zählen. Dafür danke ich
Euch sehr! In besonderem Maße gebührt mein Dank Jan-Marcel Drossel
und Volker Herbolsheimer, die nicht nur mit ihrer tollen Freundschaft,
sondern auch mit Kritik und Anregungen zum Gelingen dieser Arbeit bei-
getragen haben.

Mein größtmöglicher Dank gilt meinen Eltern Petra und Erich Große,
meiner Oma Erika Große sowie André Schulz. Danke, dass ich mich im-
mer auf euch verlassen kann! Euch ist diese Arbeit gewidmet.
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